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Verjährung von Urlaubs- 
ansprüchen 
 
Der gesetzliche Anspruch eines Arbeitneh-
mers auf bezahlten Jahresurlaub unterliegt 
der gesetzlichen Verjährung. Allerdings be-
ginnt die dreijährige Verjährungsfrist erst 
am Ende des Kalenderjahres, in dem der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmer über seinen 
konkreten Urlaubsanspruch und die Ver-
fallfristen belehrt und der Arbeitnehmer 
den Urlaub dennoch aus freien Stücken 
nicht genommen hat. 
Urteilsfall 
Der Beklagte beschäftigte die Klägerin vom 
1. November 1996 bis zum 31. Juli 2017 
als Steuerfachangestellte und Bilanzbuch-
halterin. Nach der Beendigung des Arbeits-
verhältnisses zahlte der Beklagte an die 
Klägerin zur Abgeltung von 14 Urlaubsta-
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gen 3.201,38 Euro brutto. Der weiterge-
henden Forderung der Klägerin, Urlaub im 
Umfang von 101 Arbeitstagen aus den 
Vorjahren abzugelten, kam der Beklagte 
nicht nach. 
Bundesarbeitsgericht 
Während das Arbeitsgericht die am 6. Feb-
ruar 2018 eingereichte Klage – soweit für 
das Revisionsverfahren von Bedeutung – 
abgewiesen hat, sprach das Landesarbeits-
gericht der Klägerin 17.376,64 Euro brutto 
zur Abgeltung weiterer 76 Arbeitstage zu. 
Dabei erachtete das Landesarbeitsgericht 
den Einwand des Beklagten, die geltend 
gemachten Urlaubsansprüche seien ver-
jährt, für nicht durchgreifend. 
Die Revision des Beklagten hatte vor dem 
Neunten Senat des Bundesarbeitsgerichts 
keinen Erfolg. Zwar finden die Vorschriften 
über die Verjährung (§ 214 Abs. 1, § 194 
Abs. 1 BGB) auf den gesetzlichen Mindest-
urlaub Anwendung. Die regelmäßige Ver-
jährungsfrist von drei Jahren beginnt bei 
einer richtlinienkonformen Auslegung des 
§ 199 Abs. 1 BGB jedoch nicht zwangsläu-
fig mit Ende des Urlaubsjahres, sondern 
erst mit dem Schluss des Jahres, in dem der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmer über seinen 

konkreten Urlaubsanspruch und die Ver-
fallfristen belehrt und der Arbeitnehmer 
den Urlaub dennoch aus freien Stücken 
nicht genommen hat. 
Urteils-Begründung 
Der Senat hat damit die Vorgaben des Ge-
richtshofs der Europäischen Union auf-
grund der Vorabentscheidung vom 22. 
September 2022 (Rs. C-120/21) umge-
setzt. Nach der Rechtsprechung des Ge-
richtshofs tritt der Zweck der Verjährungs- 
vorschriften, die Gewährleistung von 
Rechtssicherheit, in der vorliegenden Fall-
konstellation hinter dem Ziel von Art. 31 
Abs. 2 der Charta der Grundrechte der Eu-
ropäischen Union zurück, die Gesundheit 
des Arbeitnehmers durch die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme zu schützen. Die Ge-
währleistung der Rechtssicherheit dürfe 
nicht als Vorwand dienen, um zuzulassen, 
dass sich der Arbeitgeber auf sein eigenes 
Versäumnis berufe, den Arbeitnehmer in 
die Lage zu versetzen, seinen Anspruch auf 
bezahlten Jahresurlaub tatsächlich auszu-
üben. Der Arbeitgeber könne die Rechtssi-
cherheit gewährleisten, indem er seine 
Obliegenheiten gegenüber dem Arbeitneh-
mer nachhole. 
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Der Beklagte hat die Klägerin nicht durch 
Erfüllung der Aufforderungs- und Hinweis-
obliegenheiten in die Lage versetzt, ihren 
Urlaubsanspruch wahrzunehmen. Die An-
sprüche verfielen deshalb weder am Ende 
des Kalenderjahres (§ 7 Abs. 3 Satz 1 
BUrlG) oder eines zulässigen Übertra-
gungszeitraums (§ 7 Abs. 3 Satz 3 BUrlG) 
noch konnte der Beklagte mit Erfolg ein-
wenden, der nicht gewährte Urlaub sei be-
reits während des laufenden Arbeitsver- 
hältnisses nach Ablauf von drei Jahren ver-
jährt. Den Anspruch auf Abgeltung des Ur-
laubs hat die Klägerin innerhalb der 
Verjährungsfrist von drei Jahren erhoben. 
 
 
Aktuelles: Modernes Mehr-
wertsteuersystem für die EU 
(Kommission) 
 
Die Europäische Kommission hat eine 
Reihe von Maßnahmen vorgeschlagen, mit 
denen das Mehrwertsteuersystem der EU 
modernisiert werden soll. Das System soll 
für Unternehmen vereinfacht werden und 
widerstandsfähiger gegen Betrug sein. Das 
soll vor allem durch stärkere Digitalisie-
rung, wie z. B. durch elektronische Rech-
nungsstellung erreicht werden. 
Der EU sind im Jahr 2020 Mehrwertsteuer-
einnahmen in Höhe von 93 Mrd. EUR ent-
gangen – ein Viertel davon sind konser- 
vativen Schätzungen zufolge auf Mehr-
wertsteuerbetrug innerhalb der EU zurück-
zuführen. Deutschland sind im Jahr 2020 
Steuereinnahmen in Höhe von mehr als  
11 Mrd. EUR entgangen. Es wurde zudem 
ein Vorschlag gemacht, um die Herausfor-
derungen im Mehrwertsteuerbereich in der 
Plattformwirtschaft anzugehen. 
Folgende Maßnahmen sind geplant 
Umstellung auf die digitale Meldung in 
Echtzeit: Mit dem neuen System wird die 
digitale Meldung in Echtzeit für Mehrwert-
steuerzwecke auf der Grundlage der elek-
tronischen Rechnungsstellung eingeführt. 
Dadurch erhalten die Mitgliedstaaten wert-
volle Informationen, die für die bessere Be-
kämpfung von Mehrwertsteuerbetrug, 
insbesondere Karussellbetrug, notwendig 
sind. Die Umstellung auf die elektronische 
Rechnungsstellung wird zur Verringerung 

der jährlich durch Mehrwertsteuerbetrug 
bedingten Verluste um bis zu 11 Mrd. EUR 
beitragen und bewirken, dass die Verwal-
tungs- und Befolgungskosten für EU-Händ-
ler in den nächsten zehn Jahren um über 
4,1 Mrd. EUR pro Jahr gesenkt werden. 
Durch die Umstellung wird auch für die 
Annäherung der bestehenden nationalen 
Systeme in der gesamten EU gesorgt. 
Zudem wird der Weg für die Mitgliedstaa-
ten geebnet, die in den nächsten Jahren 
auf nationaler Ebene digitale Meldesys-
teme für den inländischen Handel einrich-
ten möchten. 
Mehrwertsteuervorschriften für Platt-
formen für Personenbeförderung und 
Kurzzeitvermietung von Unterkünften 
Gemäß den neuen Vorschriften werden in 
diesen Bereichen tätige Plattformbetreiber 
künftig dafür zuständig sein, die Mehr-
wertsteuer zu erheben und an die Steuer-
behörden abzuführen, wenn die Dienste- 
Anbieter dies nicht tun, beispielsweise, weil 
es sich bei ihnen um kleine Unternehmen 
oder einzelne Anbieter handelt. Dies wird 
zusammen mit weiteren Klarstellungen für 
einen in allen Mitgliedstaaten einheitlichen 
Ansatz sorgen und zur stärkeren Anglei-
chung der Wettbewerbsbedingungen für 
Online-Dienste und herkömmliche Dienste 
in den Bereichen Kurzzeitvermietung von 
Unterkünften und Personenbeförderung 
beitragen. Damit einher gehen auch Er-
leichterungen für KMU. Diese müssten an-
dernfalls die Mehrwertsteuervorschriften in 
allen Mitgliedstaaten, in denen sie tätig 
sind, kennen und einhalten. 
Einführung einer einzigen EU-weiten 
Mehrwertsteuerregistrierung 
Der Vorschlag stützt sich auf das bereits 
bestehende Modell der „einzigen Anlauf-
stelle für die Mehrwertsteuer“ für im On-
line-Verkauf tätige Unternehmen. Dank 
dem Vorschlag müssten sich Unternehmen 
mit Kundinnen und Kunden in anderen 
Mitgliedstaaten für die gesamte EU nur 
einmal für Mehrwertsteuerzwecke regis-
trieren. Zudem könnten sie ihre Mehrwert-
steuerpflichten über ein einziges Online- 
Portal in nur einer Sprache erfüllen. Schät-
zungen zufolge könnten Unternehmen, 
insbesondere KMU, dadurch in einem Zeit-
raum von zehn Jahren Registrierungs- und 

Verwaltungskosten in Höhe von etwa 8,7 
Mrd. EUR einsparen. Zu den weiteren Maß-
nahmen zur Verbesserung der Mehrwert-
steuererhebung gehört unter anderem die 
verpflichtende Nutzung der einzigen An-
laufstelle für die Einfuhr. 
Nächste Schritte: 
Bei dem Vorschlagspaket handelt es sich 
um Änderungen an den drei folgenden EU-
Rechtsakten: Mehrwertsteuerrichtlinie (2006/ 
112/EG), Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 282/2011 des Rates und Verordnung 
(EU) Nr. 904/2010 des Rates über die Zu-
sammenarbeit der Verwaltungsbehörden. 
Die Legislativvorschläge werden dem Rat 
zur Zustimmung und dem Europäischen 
Parlament und dem Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss zur Konsulta-
tion übermittelt. 
 
 
Aktuelles 
 
Grundsteuer B in Baden-Württemberg 
Eine breite Verbändeallianz mit dem Bund 
der Steuerzahler Baden-Württemberg bringt 
eine Musterklage gegen die Grundsteuer B 
auf den Weg. Der Bund der Steuerzahler 
Baden-Württemberg, die Verbände Haus & 
Grund Württemberg, Haus & Grund Baden 
und der Verband Wohneigentum Baden-
Württemberg fordern die Finanzverwal-
tung auf, bis zur rechtskräftigen Entschei- 
dung über die Musterklage alle Grundsteu-
erwertbescheide nur vorläufig zu erlassen. 
Der Bund der Steuerzahler Baden-Würt-
temberg, die Verbände Haus & Grund 
Württemberg und Baden sowie der Ver-
band Wohneigentum Baden-Württemberg 
werden gemeinsam mit betroffenen Eigen-
tümern mehrere Musterklagen gegen die 
neue Landesgrundsteuer führen. 
Die erste Klage gegen einen Grundsteuer-
wertbescheid ist bereits bei Gericht einge-
reicht. Mit dieser Klage sollen grundsätz- 
liche Fragestellungen zur Verfassungsmä-
ßigkeit des neuen Landesgrundsteuerge-
setzes geklärt werden. Grund für die 
Musterklagen insgesamt sind gravierende 
verfassungsrechtliche Bedenken der vier 
Verbände hinsichtlich der Grundsteuer B im 
neuen Grundsteuergesetz des Landes 
Baden-Württemberg. 
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Aus Gründen der Rechtssicherheit fordern 
die vier Verbände die Finanzverwaltung 
dringend auf, umgehend alle Grundsteuer-
wertbescheide nur noch vorläufig zu erlas-
sen. Auch sollten die Finanzämter Ein- 
spruchsverfahren gegen neu erlassene 
Grundsteuerwertbescheide bis zur rechts-
kräftigen Entscheidung über die Musterkla-
gen ruhen lassen, um eine drohende 
Klageflut zu vermeiden. 
Hinweis: 
Solange die Grundsteuerwertbescheide 
nicht vorläufig oder ausdrücklich unter 
dem Vorbehalt der Nachprüfung ergehen, 
empfehlen die vier Verbände betroffenen 
Eigentümern mit Hinweis auf die Verfas-
sungswidrigkeit Einspruch gegen ihren 
Grundsteuerwertbescheid einzulegen und 
das Ruhen des Verfahrens zu beantragen. 
 
 
Buchführung 
 
Pauschbeträge für Sachentnahmen (Ei-
genverbrauch) 2023; Befristete Anwen-
dung des ermäßigten Steuersatzes der 
Umsatzsteuer für Restaurant- und Ver-
pflegungsdienstleistungen 
Durch das Gesetz zur Umsetzung steuerli-
cher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der 
Corona-Krise (Corona-Steuerhilfegesetz) 
vom 19. Juni 2020 wurde mit § 12 Absatz 
2 Nummer 15 UStG eine Regelung einge-
führt, nach der für die nach dem 30. Juni 
2020 und vor dem 1. Juli 2021 erbrachten 
Restaurant- und Verpflegungsdienstleistun-
gen mit Ausnahme der Abgabe von Ge-
tränken der ermäßigte Steuersatz der 
Umsatzsteuer anzuwenden ist. Diese Rege-
lung wurde durch das Dritte Corona-Steu-
erhilfegesetz vom 10. März 2021 über den 
30. Juni 2021 hinaus befristet bis zum 31. 
Dezember 2022 verlängert. Mit dem Ach-
ten Verbrauchsteueränderungsgesetz vom 
24. Oktober 2022, wurde diese Regelung 
über den 31. Dezember 2022 hinaus be-
fristet bis zum 31. Dezember 2023 verlän-
gert. 
Nachstehend werden die für das Jahr 2023 
geltenden Pauschbeträge für unentgeltli-
che Wertabgaben (Sachentnahmen) be-
kannt gegeben: 
Pauschbeträge für unentgeltliche Wertab-

gaben (Sachentnahmen) für das Kalender-
jahr 2023 
Vorbemerkungen 
1. Die Pauschbeträge für unentgeltliche 

Wertabgaben werden auf der Grund-
lage der vom Statistischen Bundesamt 
ermittelten Aufwendungen privater 
Haushalte für Nahrungsmittel und Ge-
tränke festgesetzt. 

2. Sie beruhen auf Erfahrungswerten und 
bieten dem Steuerpflichtigen die Mög-
lichkeit, die Warenentnahmen monatlich 
pauschal zu verbuchen. Sie entbinden 
ihn damit von der Aufzeichnung einer 
Vielzahl von Einzelentnahmen (§ 148 
Satz 1 Abgabenordnung). 

3. Diese Regelung dient der Vereinfachung 
und lässt keine Zu- und Abschläge zur 
Anpassung an die individuellen Verhält-
nisse (z. B. individuelle persönliche Ess-
oder Trinkgewohnheiten, Krankheit oder 
Urlaub) zu. Werden Betriebe jedoch 
nachweislich auf Grund einer landes-
rechtlichen Verordnung, einer kommu-
nalen Allgemeinverfügung oder einer 
behördlichen Anweisung vollständig 
wegen der Corona-Pandemie geschlos-
sen, kann in diesen Fällen ein zeitantei-
liger Ansatz der Pauschbeträge erfolgen. 

4. Der jeweilige Pauschbetrag stellt einen 
Jahreswert für eine Person dar. Für Kin-
der bis zum vollendeten 2. Lebensjahr 
entfällt der Ansatz eines Pauschbetra-
ges. Bis zum vollendeten 12. Lebensjahr 
ist die Hälfte des jeweiligen Wertes an-
zusetzen. 

5. Die pauschalen Werte berücksichtigen 
im jeweiligen Gewerbezweig das allge-
mein übliche Warensortiment für Nah-
rungsmittel und Getränke. Unentgelt- 
liche Wertabgaben, die weder Nah-
rungsmittel noch Getränke (z. B. Tabak-
waren, Bekleidungsstücke, Elektroge- 
räte, Sonderposten) sind, müssen ein-
zeln aufgezeichnet werden. 

6. Bei gemischten Betrieben (Fleischerei/ 
Metzgerei oder Bäckerei mit Lebensmit-
telangebot oder Gaststätten) ist nur der 
jeweils höhere Pauschbetrag der ent-
sprechenden Gewerbeklasse anzuset-
zen. 

 
 
Lohnsteuer 
 
Lohnsteuerliche Behandlung von unent-
geltlichen oder verbilligten Mahlzeiten 
der Arbeitnehmer ab dem Kalenderjahr 
2023 
Mahlzeiten, die arbeitstäglich unentgeltlich 
oder verbilligt an die Arbeitnehmer abge-
geben werden, sind mit dem anteiligen 
amtlichen Sachbezugswert nach der Ver-
ordnung über die sozialversicherungsrecht-
liche Beurteilung von Zuwendungen des 
Arbeitgebers als Arbeitsentgelt (Sozialver-
sicherungsentgeltverordnung - SvEV) zu 
bewerten. Dies gilbt ab 1. Januar 2014 
gemäß § 8 Absatz 2 Satz 8 EStG auch für 
Mahlzeiten, die dem Arbeitnehmer wäh-
rend einer beruflich veranlassten Auswärts-
tätigkeit oder im Rahmen einer doppelten 

                                                  Jahreswert für eine Person ohne Umsatzsteuer 
                                             1. Januar bis 31. Dezember 2023 

                          Gewerbezweig ermäßigter voller insgesamt 
Steuersatz Steuersatz 

EUR EUR EUR 

 Bäckerei 1.537 197 1.734 
 Fleischerei/Metzgerei 1.368 522 1.890 
 Gaststätten aller Art 
 a) mit Abgabe von kalten Speisen 1.678 579 2.257 
 b) mit Abgabe von kalten und warmen Speisen 2.919 762 3.681 
 Getränkeeinzelhandel 113 254 367 
 Café und Konditorei 1.481 550 2.031 
 Milch, Milcherzeugnisse, Fettwaren und Eier (Eh.) 663 0 663 
 Nahrungs- und Genussmittel (Eh.) 1.284 339 1.623 
 Obst, Gemüse, Südfrüchte und Kartoffeln (Eh.) 353 156 509



Haushaltsführung vom Arbeitgeber oder 
auf dessen Veranlassung von einem Dritten 
zur Verfügung gestellt werden, wenn der 
Preis der Mahlzeit 60 Euro nicht übersteigt. 
Die Sachbezugswerte ab dem Kalenderjahr 
2023 sind durch die 13. Verordnung zur 
Änderung der Sozialversicherungsentgelt-
verordnung vom 16. Dezember 2022 
(BGBl. I Seite 2431) festgesetzt worden. 
Demzufolge beträgt der Wert für Mahlzei-
ten, die ab Kalenderjahr 2023 gewährt 
werden, 
 
a) für ein Mittag- oder Abendessen  

3,80 Euro, 
b) für ein Frühstück 2,00 Euro. 
 
Bei Vollverpflegung (Frühstück, Mittag- 
und Abendessen) sind die Mahlzeiten mit 
dem Wert von 9,60 Euro anzusetzen. 
Im Übrigen wird auf R 8.1 Absatz 7 und 8 
LStR 2023 sowie auf das BMF-Schreiben 
zur Reform des steuerlichen Reisekosten-
rechts vom 25. November 2020 (BStBl I 
Seite 1228) hingewiesen (BMF-Schreiben 
vom 23.12.2022). 
 
 
Sonstiges 
 
Corona-Neustarthilfen: Endabrechnung 
bis zum 31.3.2023 
Nach Auskunft des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) wird 
die Frist zur Endabrechnung der Corona-
Neustarthilfen für die prüfenden Dritten 
verlängert. Prüfende Dritte können sämtli-
che Endabrechnungen der Neustarthilfen 
nun bis zum 31.3.2023 einreichen. 
Damit sollen die Berufsangehörigen, die 
seinerzeit für ihre Mandanten die Antrag-
stellung übernommen haben, die notwen-
dige Planungssicherheit erhalten, um die 
Endabrechnungen angesichts der weiterhin 
hohen Arbeitsbelastung in den Kanzleien 
im Interesse der Betroffenen ordnungsge-
mäß abschließen zu können. Ursprünglich 
sollten die Endabrechnungen bis zum 
31.12.2022 erfolgen. 
Die Corona-Neustarthilfen (Neustarthilfe, 
Neustarthilfe Plus und Neustarthilfe 2022) 

wurden auf Basis des Referenzumsatzes 
2019 ausgezahlt, um Soloselbständigen 
eine schnelle Umstellung auf die pande-
miebedingte Situation zu ermöglichen. In 
der Endabrechnung sind nun die tatsäch-
lich erzielten Einkünfte im Förderzeitraum 
dem Referenzumsatz 2019 gegenüberzu-
stellen. 
 
Arbeitsrecht: Kurzarbeitergeld wird ver-
längert  
Mit der Verordnung über den erweiterten 
Zugang zum Kurzarbeitergeld werden die 
Erleichterungen beim Zugang zum Kurzar-
beitergeld und die Öffnung des Kurzarbei-
tergeldbezugs für Leiharbeitnehmer bis 
zum 30.6.2023 verlängert. 
Die Verordnung regelt im Einzelnen: 
• Die Zahl der Beschäftigten, die vom Ar-

beitsausfall betroffen sein müssen, bleibt 
für die Betriebe von mindestens einem 
Drittel auf mindestens 10 % abgesenkt 
und 

• auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsal-
den vor der Gewährung von Kurzarbei-
tergeld wird weiter vollständig verzichtet. 

• Leiharbeitnehmern wird der Bezug von 
Kurzarbeitergeld weiterhin ermöglicht. 

Die Regelungen treten am 1.1.2023 in Kraft. 
 
Muster der Vordrucke im Umsatzsteuer-
Voranmeldungs- und - Vorauszahlungs-
verfahren für das Kalenderjahr 2023 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der 
Erörterungen mit den obersten Finanzbe-
hörden der Länder gilt Folgendes: 
(1) Im Umsatzsteuer-Voranmeldungs- und 
-Vorauszahlungsverfahren werden für die 
Voranmeldungszeiträume ab Januar 2023 
die beiliegenden Vordruckmuster einge-
führt:  
- USt 1 A: Umsatzsteuer-Voranmeldung 2023 
- USt 1 H: Antrag auf Dauerfristverlänge-

rung und Anmeldung der Sondervoraus-
zahlung 2023 

- USt 1 E: Anleitung zur Umsatzsteuer-Vor-
anmeldung 2023 

- USt 5 E: Anleitung zum Antrag auf Dau-
erfristverlängerung/zur Anmeldung der 
Sondervorauszahlung 2023 
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(2) Durch das Jahressteuergesetzes 2022 
(JStG 2022) vom 16. Dezember 2022 
wurde mit Wirkung zum 1. Januar 2023 in 
§ 12 Absatz 3 UStG ein Nullsteuersatz auf 
die Lieferungen, den innergemeinschaftli-
chen Erwerb, die Einfuhr und die Installa-
tion von bestimmten Solarmodulen, 
einschließlich der für den Betrieb einer 
Photovoltaikanlage wesentlichen Kompo-
nenten und der Speicher, die dazu dienen, 
den mit Solarmodulen erzeugten Strom zu 
speichern, eingeführt. Die Voraussetzun-
gen für die Anwendung des Nullsteuersat-
zes gelten als erfüllt, wenn die installierte 
Bruttoleistung der Photovoltaikanlage laut 
Marktstammdatenregister nicht mehr als 
30 kW (peak) beträgt oder betragen wird.  
Hinweis: 
Entsprechende Umsätze im Zusammen-
hang mit der Lieferung oder Installation 
der o. g. Gegenstände sind in Zeile 14 
(Kennzahl - Kz - 87) des Vordruckmusters 
USt 1 A einzutragen. Innergemeinschaftli-
che Erwerbe der o. g. Gegenstände sind in 
Zeile 26 (Kz 90) des Vordruckmusters USt 
1 A anzugeben.

Kopien und sonstige Reproduktionen dürfen nur mit 
Genehmigung des b.b.h. erstellt werden.

SEMINARE FEBRUAR 2023 
„Arbeitnehmerrecht/Lohnabrechnung 2023“ 

9:00 - 12:00 

„Einkommensteuerveranlagung 2022“  

13:30 - 17:00

Anmeldung über www.bbh-fortbildung.de
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